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Achter Vorlesungsabschnitt: 

Ermessen, Unbestimmter Rechtsbegriff, 

Beurteilungsspielraum 

Dieses Mal werden wir uns mit den Themen Ermessen und unbestimmte Rechtsbegriffe 

sowie deren Sonderfall Beurteilungsspielraum beschäftigen.1 

1. Verwaltung zwischen Gesetzesbindung und richterlicher 

Kontrolle 

Das Verwaltungsrecht ist in weiten Zügen das Ergebnis eines Kampfes: des Versuchs, die 

Verwaltung an den Gesetzgeber zu binden und sie durch eine Verwaltungsrechtsprechung 

zu kontrollieren. Früher identisch mit der Staatsmacht, hat das Grundgesetz den Freiraum 

der Verwaltung nun von zwei Seiten beschränkt. Von der einen Seite gilt die Gesetzesbin-

dung, von der anderen Seite die Möglichkeit der richterlichen Überprüfung nahezu jeder 

Verwaltungsmaßnahme.2 

a) Grenzen der Gesetzesbindung und Justiziabilität 

Die Themen Ermessen und Beurteilungsspielraum bringen auf unterschiedliche Weise den 

Versuch zum Ausdruck, der Verwaltung kleine, überschaubare Teile ihres überkommenen 

Freiraums zu erhalten. 

Einer der Gründe dafür ist, dass Legislative und Judikative überfordert wären, wenn es nicht 

Handlungsfelder gäbe, in denen die Exekutive frei, und damit selbständig agieren könnte. 

1 Vgl. dazu ausführlich Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 18. Aufl. 2011, § 7 Rn. 1 ff. 
2 Maurer, a.a.O., § 7 Rn. 4. 



 

 
   

    

      

   

      

       

 

 

    

        

 

  

  

       

 

 

      

  

   

   

    

   

  

 

 

 

     

 

                                                      
    

2 

So würde es die Möglichkeiten eines jeden Gesetzgebers überschreiten, wenn er z.B. im 

Recht der Gefahrenabwehr alle Eventualitäten nebst den gebotenen Konsequenzen selber 

regeln müsste. Deshalb überlässt er es lieber der Verwaltung als einer sachnahen Stelle, 

unter Würdigung des Einzelfalls das Angemessene zu tun. Aus diesem Grunde fehlt dann 

allerdings auch der Rechtsprechung für diesen Teil der behördlichen Entscheidung ein Ge-

setz als Kontrollmaßstab. Folge: Das Verwaltungshandeln ist nur eingeschränkt justiziabel, 

sei es im Ergebnis oder seinen problematischen Bewertungen. 

b) Flexibilität der Rechts-, insbesondere der Gesetzessprache 

Vorweg sollte man sich allerdings klar machen, dass jede Verwaltung, auch eine, die enger 

Gesetzesbindung und voller Gerichtskontrolle unterliegt, Freiräume hat. Vollziehung von 

Gesetzen bedeutet in den seltensten Fällen mechanische Umsetzung, sondern ist immer 

auch gestaltende Konkretisierung. Gesetze sind in einer interpretationsfähigen Sprache ver-

fasst. Sie binden nur in dem Umfang, in dem die Verwaltung aus ihnen herausliest, gebun-

den zu sein. 

Gesetzessprache ist übrigens keine Wissenschaftssprache. Es handelt sich – von Ausnah-

men abgesehen – schlicht um Umgangssprache; enthält eine Norm problematische, umstrit-

tene Begriffe, werden diese mit der Zeit von Rechtsprechung und Lehre präzisiert und gehen 

in die juristische Fachsprache ein, bei der wiederum der Gesetzgeber manchmal Anleihen 

macht. Die juristische Fachsprache – auch da sollte man seine Präzisionserwartungen nicht 

zu hoch schrauben – ist jedoch nicht exakter als etwa die Fachsprache der Jäger oder See-

leute. 

Während der Freiraum, den die Verwaltung durch die Dehnbarkeit der Gesetzessprache 

genießt, immer und gewissermaßen zum Bedauern des Gesetzgebers besteht, gibt es Fälle, 

in denen die Legislative der Exekutive ausdrücklich einen Freiraum zubilligt. Soll die Verwal-

tung diese Freiheit bei der Normanwendung in der Auswahl der Rechtsfolge genießen, nennt 

man dies Ermessen.3 

Maurer, a.a.O., § 7 Rn. 7. 3 




